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Antrag 01/I/2018

Unterbezirksvorstand

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Entschieden für Potsdam

 

Potsdam entwickelt sich weiter positiv. Seit über einem

Jahrzehnt steigen kontinuierlich die Einwohnerzahlen.

Potsdams Wirtschaft schafft stetig neue Arbeitsplätze

und zeigt sich auch in Krisen robust. Die Sanierung

des Altbaubestandes ist fast in allen Stadtteilen ab-

geschlossen. Neue prägnante Gebäude ergänzen das

Bild der Stadt. Die Potsdamerinnen und Potsdamer

leben hier gern, was sich an ihrem Engagement für das

Gemeinwesen zeigt.

Worauf wir aufbauen:

Diese Entwicklung war kein Selbstläufer. Seit der

Wiedervereinigung wurden zahlreiche wegweisende

Entscheidungen von Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten – voran die SPD-Oberbürgermeister –

getroffen, die diese Erfolgsgeschichte erst möglich

gemacht haben:

• Mit der Ausweisung der Sanierungsgebiete in der

Innenstadt und in Babelsbergwurde die historische

Bausubstanz gerettet und Potsdams Stadtbild vor

dem Verfall bewahrt.

• Die Entscheidung zur Annäherung an den histori-

schen Stadtgrundriss in der Potsdamer Mitte war

richtig und zeigt heute sichtbare Erfolge am Alten

Markt.

• Mit der Durchführung der Bundesgartenschau hat

sich Potsdam als Tourismusmagnet etabliert. Es

wurden wichtige städtische Räume aufgewertet;

nicht zuletzt ist die erfolgreiche Entwicklung des

Bornstedter Feldes zu einem neuen Stadtteil Aus-

druck von Potsdams Stärke.

• Mit dem Neubau für das Hans-Otto-Theater in

der Schiffbauergasse und den dort eingesetzten

Annahme
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Mitteln wurde der Kulturstandort zu einem Kultur-

und Erlebnisquartier mit internationaler Ausstrah-

lung seiner Träger.

• Mit der Entscheidung, städtische Unternehmen

in kommunaler Hand zu behalten und sie zu

modernisieren, behielt die Landeshauptstadt die

Steuerungshoheit über die kommunale Daseins-

vorsorge, auch auf dem sozialenWohnungsmarkt.

• Mit der konsequenten Aufwertung und sozialen

Stabilisierung der Plattenbaugebiete vom Stern,

über die Waldstadt bis zum Schlaatz und die

„Gartenstadt Drewitz“ wurden wichtige Wohn-

raumpotentiale langfristig für Potsdam gesichert.

• Mit den Eingemeindungen wurde das Stadtgebiet

großflächig erweitert. Damit wurden zugleich

neue, weiträumige Entwicklungspotentiale für

Wohnen, Freizeit und Gewerbe erschlossen, die

für die stetig wachsende Stadt Potsdam von we-

sentlicher Bedeutung sind. An den städtischen

Entscheidungen, die zukünftig die Struktur der bis-

herweitgehend ländlich geprägten neuenOrtsteile

erheblich verändern werden, sind nun auch deren

Bewohnerinnen und Bewohner beteiligt.

• Durch millionenschwere Investitionen in Schulen

und Kitas wurde ein Erneuerungsprogramm für

unsere soziale Infrastruktur einschließlich der

Sportstätten für den Breitensport umgesetzt.

• Mit der Entwicklung des Sportpark Luftschiffhafen

zu einem modernen Standort des Leistungssports

wurden die Voraussetzungen für die Erfolge der

Potsdamer Sportlerinnen und Sportler bei nationa-

len und internationalen Wettkämpfen bis hin zu

Olympia geschaffen.

• Mit den Investitions- und Standortentscheidungen

für ein Kraft-Wärme-Kopplungs-Kraftwerk, den

Hauptbahnhof, den ViP-Betriebshof oder das

Sport- und Freizeitbad „blu“ wurde Potsdam erst

zu der modernen Stadt, die sie heute ist.

• Mit einer konsequenten Haushaltsdisziplin und

der Strategie eines „investitionsorientierten Haus-

halts“ mit Überschüssen wurde die Grundlage für

die Handlungsfähigkeit der Stadt in der Zukunft

Seite 4
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gelegt.

• Mit der Entwicklung desWissenschaftsparks Golm,

der Universitätsstandorte oder des Telegrafenbergs

sowie der Neuansiedlung namhafter Forschungs-

und Lehreinrichtungen wurde Potsdam zur Stadt

der Wissenschaft.

• Mit dem konsequenten Einsatz für Toleranz, gegen

Fremdenhass und gegen Antisemitismus blieb

Potsdam eine weltoffene Stadt.

 

Was wir tun:

Wir wissen, dass Potsdams Wachstum auch Probleme

mit sich bringt – sei es der Stau auf den Straßen

oder die volle Straßenbahn, bei der Suche nach einer

bezahlbaren Wohnung oder nach einem Kita-Platz.

Die Konflikte um die richtige Nutzung der weniger

werdenden freien Flächen im Stadtgebiet nehmen zu.

Das Wachstum verändert unsere Stadt. Hier brauchen

wir Augenmaß, damit Potsdam seinen besonderen

Charme behält. Es ist daher unsere tägliche Aufgabe,

das Bevölkerungswachstum zu gestalten und dabei

den sozialen Ausgleich zu organisieren und unsere

Lebensqualität zu wahren:

• Für den weiteren Ausbau der Kindertagesbetreu-

ung und der Schullandschaft halten wir die dafür

nötigen Flächen in neu zu entwickelnden Gebieten

vor.

• Zur Finanzierung von Kitas und Schulen wenden

wir das „Potsdamer Baulandmodell“ an, damit

Investoren an den Kosten beteiligt werden. So kann

auch bezahlbarer Wohnraum entstehen.

• Gegenüber dem Land und dem Bund machen wir

uns für eine bessere Finanzierung der Kindertages-

betreuung stark, denn die Kosten kann Potsdam

nicht allein stemmen.

• Die Mietpreisbremse haben wir für das städtische

Wohnungsunternehmen Pro Potsdam eingeführt,

noch bevor es der Bund zum Gesetz gemacht hat.

Damit begrenzen wir den Anstieg von Mieten.

Seite 5
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• Sozialwohnungen erhalten wir durch die Anwen-

dung so genannter „flexibler Belegungsbindun-

gen“.

• Das städtische Wohnungsunternehmen Pro Pots-

dam soll seinen Anteil am Potsdamer Wohnungs-

markt durchNeubauprogrammehalten. Dabeiwird

die Hälfte aller neuenWohnungen der Pro Potsdam

für den sozialen Wohnungsmarkt errichtet. Wir

werben bei anderen Wohnungsbauunternehmen

dafür, dass auch sie die Wohnraumförderung in

Anspruch nehmen.

• Durch die sozialverträgliche Sanierung der Altbau-

bestände der Pro Potsdam in der Heidesiedlung

oder in der Behlertstraße haben wir wichtige

preiswerte Wohnungen im städtischen Eigentum

gehalten und beugen damit Verdrängung vor.

• Für einen großen Teil der neu zu bauenden

Wohnungen in der Potsdamer Mitte haben wir

Mietpreis- und Belegungsbindungen und Mieten

unter dem Mietspiegel durchgesetzt. Dazu verkau-

fenwir die Grundstücke zum Festpreis, womit auch

die Potsdamer Wohnungsbaugenossenschaften

als Bieter zum Zuge kommen.

• Wir setzen uns dafür ein, dass das studentische

Wohnen in der Potsdamer Mitte mit Landesunter-

stützung verwirklicht wird. Auch Auszubildende

sollen in Potsdam ein erstes eigenes Zuhause

finden können.

• Wir unterstützen die Verknüpfung von wissen-

schaftlichen Einrichtungen mit der örtlichen

Wirtschaft, damit neue Arbeitsplätze durch Neu-

gründungen oder Neuansiedlungen entstehen.

• Der Verkehr zu Fuß, per Rad und ÖPNV soll weiter

ausgebaut werden. Dabei befindet sich Potsdam

auf einem guten Weg. Die Potsdamer SPD fordert,

dass auch die Wegeverbindungen zum Umland

und nach Berlin verbessert werden und begrüßt

erste Schritte dazu. Dazu gehört die Radverbin-

dung nachWerdermit neuer Brücke über die Havel,

die RE-Direktanbindung nach Spandau und die

konkreten Überlegungen zur Wiederherstellung

der Stammbahn.

Seite 6
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• In den öffentlichen Nahverkehr investiert Potsdam

in den nächsten Jahren 50 Mio. Euro für neue

Busse, längere Straßenbahnen und den Ausbau des

Schienennetzes. Dieses Programm setzen wir fort

und ergänzen es um innovative Lösungen.

• Für die Potsdamer Kreativwirtschaft und zur wei-

teren Belebung der Potsdamer Mitte als urbanes

Zentrum stellen wir die Flächen des Langen Stalls

und der ehemaligen Feuerwache in der Werner-

Seelenbinder-Straße für ein neues Kreativquartier

einem gemeinwohlorientierten Entwickler zur

Verfügung.

• Zur geordneten Entwicklung im ländlichen Raum

sollenMasterpläne für schnell wachsendeOrtsteile

erarbeitet werden, damit die weitreichenden

Veränderungen in diesem Teil der Stadt gestal-

tet werden. Sie sollen klare Aussagen zu den

wohnungs- und verkehrspolitischen Konzepten,

den beabsichtigten Gewerbeansiedlungen, Einzel-

handelsgeschäften und Dienstleistungsangeboten,

zur Versorgung mit Arztpraxen und sonstigen me-

dizinischen Einrichtungen wie z.B. Apotheken, der

Schaffung von Schulen und Kinderbetreuungsein-

richtungen, Sport-, Kultur- und Freizeitangeboten

und zur zeitlichen Umsetzung der Maßnahmen,

aber auch zur Erhaltung des ländlich geprägten

Charakters der Ortsteile enthalten und laufend

fortgeschrieben werden.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wol-

len auch in Zukunft entschieden für Potsdam eintreten

und Verantwortung für unsere Stadt übernehmen. Wir

wollen, dass Mike Schubert Oberbürgermeister wird

und wollen im nächsten Jahr aus der Kommunalwahl

als stärkste Fraktion der Stadtverordnetenversamm-

lung hervorgehen.

 

Wovon wir uns leiten lassen:

Potsdam ist eine Erfolgsgeschichte, die wir Sozialde-

mokratinnen und Sozialdemokraten weiter schreiben

wollen – in direktem Kontakt zu den Bürgerinnen und

Bürgern, mit Engagement und den richtigen Ideen für

unsere Stadt:

Seite 7



02.06.2018 IN POTSDAM

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

41

42

43

44

45

46

47

48

49

• Wir wollen ein Potsdam, das solidarisch zusam-

menhält! Potsdam ist mehr als die Summe seiner

Stadt- und Ortsteile. Potsdam, das sind die Ein-

wohnerinnen und Einwohner, die füreinander

einstehen und sich gegenseitig unterstützen.

Diese Unterstützung wollen wir mithilfe der Stadt

befördern.

• Wir wollen ein Potsdam, in dem sich alle engagiert

um das Gemeinwesen kümmern! Bürgerschaft-

liches Engagement und Teilhabe sind für uns

Grundlagen des Zusammenlebens und der politi-

schenKultur. Die SPDals demokratischeVolkspartei

ist Teil dessen und bringt sich aktiv in das Gemein-

wesen ein. Vereinsleben, Religionsgemeinschaften,

Bürgerinitiativen, Sport und Kultur sind für uns

Orte des Zusammenwachsens.

• Wir wollen ein Potsdam in dem alle von der po-

sitiven Entwicklung der Stadt profitieren! Daher

wollen wir nicht nur das Wachstum managen,

sondern einen neuen Wachstumskonsens mit den

Bürgerinnen und Bürgern anstreben. Dabei wollen

wir weiterhin alle Stadt- und Ortsteile im Blick

behalten und ihre Potentiale stärken.

• Wir wollen ein Potsdam, in dem Beruf und Fa-

milie vereinbar sind! Deshalb stehen wir zu den

hohen Kinderbetreuungsquoten und passen Kita-

und Hortangebote konsequent an das Bevölke-

rungswachstum an. Dabei wollen wir auch die

demografischen Veränderungen berücksichtigen

und die Umnutzbarkeit von Gebäuden planerisch

mitdenken.

• Wir wollen ein Potsdam, das im Bewusstsein für

seine Vergangenheit eine weltoffene Stadt ist!

Fremdenhass, Intoleranz und Antisemitismus

haben für uns in Potsdam nichts zu suchen.  Ei-

nen wichtigen Beitrag in einer weltanschaulich

vielfältiger werdenden Stadt leistet der dazu

begonnene Dialog der Religionen. Ein friedliches

Miteinander ist Grundlage unserer Lebensqualität.

Konflikte müssen benannt und in demokratischen

Prozessen ausgetragen werden. Die internationale

Dimension unseres Handelns wird in unseren

Städtepartnerschaften konkret, die gerade jungen

Menschen eine Erfahrung guter Nachbarschaft

ermöglichen.

Seite 8
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• Wir wollen ein Potsdam, das positiv in die Zukunft

blickt und eine moderne Stadt im 21. Jahrhundert

ist! Deshalb setzen wir uns mit den Herausfor-

derungen der Digitalisierung, mit modernen

Mobilitätskonzepten und der nachhaltigen Stadt-

entwicklung auseinander. Dabei greifen wir auf die

besondere Expertise zurück, die auf diesen Gebie-

ten in Potsdam vorhanden ist. Die Stadtverwaltung

soll moderner Dienstleister und verlässlicher Ver-

walter sein.

 

Wie wir arbeiten:

Unser Anspruch ist klar: Wir Sozialdemokratinnen

und Sozialdemokraten wollen die Stadtpolitik führen,

gestalten und voranbringen. Für den Erfolg unserer

politischen Arbeit wird auch künftig entscheidend sein,

wie es uns gelingt, den Zusammenhalt nach innen

und nach außen zu gestalten. Dabei geht es in erster

Linie um unsere Glaubwürdigkeit als Volkspartei und

als die Partei, die konkrete Probleme in dieser Stadt

pragmatisch löst und gleichzeitig den eingeschlagenen

Weg der Erneuerung fortsetzt.

• Die Potsdamer SPD wird zusammen mit dem

Oberbürgermeister, mit der Stadtfraktion sowie

mit unseren Land- und Bundestagsabgeordneten,

die Zukunftsthemen strategisch voranbringen. Für

uns sind dabei besonders wichtig die wohnortnahe

Kindertagesbetreuung, bezahlbares Wohnen auch

in den nächsten Jahren, eine gesunde und innen-

stadtverträgliche Mobilität, die Integration und die

Förderung der Digitalisierung.

• Wir sind eine Mitgliederpartei. Wir werden inner-

parteilich den offenen und diskursiven Prozess

fortsetzen und dabei keine Kontroversen scheuen.

Der von uns eingeschlagene Weg der Erneuerung

bedeutet auch, bewährte Strukturen zu hinter-

fragen und neue Räume zu öffnen, damit unsere

Mitglieder sich und ihre Fähigkeiten besser ein-

bringen können. Mitwirkung ist unser Versprechen.

Dafür organisieren wir vielfältige Gelegenheiten

und Formate zur Beteiligung, analog und digital,

im Ortsverein und in den Arbeitsgemeinschaften.

Unsere Gremienstrukturen sind bereits so verfasst,
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dass sich Mitglieder auch ohne formales Mandat

einbringen können. Damit werden wir in Zukunft

werben und unsere sozialdemokratische Vereins-

arbeit in den Stadtteilen deutlicher öffnen.

• Wir werden dafür kämpfen, dass die Zukunft der

Landeshauptstadt Potsdam in sozialdemokrati-

schen Händen bleibt. Mit Mike Schubert treten

wir mit einer Persönlichkeit an, die in Potsdam

bereits profiliert ist und das Format hat, die Stadt

zu führen.

• Wir sind die Kraft, die zur Kommunalwahl die

städtischen Entwicklungsthemen bereits identifi-

ziert hat. Nun werden wir stadtteilbezogen daraus

Angebote formulieren. Dieser Arbeitsprozess wird

von den Ortsvereinen so gestaltet, dass sich alle

Mitglieder beteiligen können. Zudem werden wir

eine Programmkommission installieren. Unser

Kommunalwahlprogramm wird der Beweis, dass

wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten in

dieser Stadt die richtige Wahl sind.

• Die Belange Potsdams sind eng verknüpft mit

der prosperierenden Hauptstadtregion. Daraus

erwachsen gemeinsame Themen im Berliner

Umland, die wiederum Konsequenzen für die

Landespolitik beinhalten. Hierzu werden wir uns

mit anderen Unterbezirken abstimmen und stärker

mit unserer Landtagsabgeordneten kooperieren.

Damit bereiten wir den Weg für erfolgreiche

Landtagswahlen in 2019. Unser Ziel ist, dass die

Interessen der Landeshauptstadt weiterhin in der

Landespolitik verankert sind und auch die städti-

schen Anliegen starke Stimmen im Landtag finden.

Dazu gehört ebenso die entschiedene Nutzung

der neuen, umfangreichen Kofinanzierungs- und

Kooperationsangebote der Bundespolitik an die

Länder und Kommunen vor allem auf den Gebieten

der Bildung, der Hochschulen, der Forschung und

der Digitalisierung.

Die SPD ist inzwischen Potsdams mitgliederstärkste

Partei.Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten

sind in allen Teilen Potsdams aktiv, kommen aus allen

Berufsfeldern und engagieren uns auch außerhalb der

Politik in vielfältigerWeise.Wir sind ansprechbar für die

Bürgerinnen und Bürger und werden weiterhin mit al-

ler Kraft für Potsdam eintreten. Mit diesen Versprechen
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Antrag 19/I/2018

Ulrike Häfner, Grit Schkölziger, Klaus Faber

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Stellentauschpool

Der SPD-Landesvorstand und die SPD-Landtagsfraktion

sollen sich dafür einsetzen, dass die Länder Bran-

denburg und Berlin ein gemeinsames Modellprojekt

initiieren, bei dem erprobt wird, ob und wie  über einen

gemeinsamen Pool der freiwillige Stellentausch im

öffentlichen Dienst ermöglicht werden kann.

Annahme

Familien-, Frauen- und Gleichstellungspolitik, Generations- und Seniorenpolitik
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Antrag 05/I/2018

SPD-OV Potsdam-Mitte/Nord

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

100 Jahre Frauenwahlrecht – und wie weiter?

 

Der Unterbezirksvorstand wird beauftragt, gemeinsam

mit der Fraktion der Stadtverordnetenversammlung

wirksame Beteiligungsinstrumente (z.B. ein in Form ei-

nes Beirates)  mit dem Ziel zu entwickeln, das kommu-

nalpolitische Engagement von Frauen und Mädchen zu

steigern und sicherzustellen, dass die Interessen von

Frauen undMädchen in den kommunalen Gremien sys-

tematisch und effektiv berücksichtigt werden und so

mehr Einfluss nehmen können. Ebenso ist diewirksame

Beteiligung vonMenschenmit nichtbinären Geschlech-

teridentitäten zu berücksichtigen.

Annahme
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Antrag 06/I/2018

SPD-OV Potsdam-Mitte/Nord

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Antibiotika-Reduzierung

 

Die SPD-Landtagsfraktion wird gebeten, eine rechts-

verbindliche Regelung auf den Weg zu bringen, die

die Ausbreitung von resistenten Keimen im Umfeld

von Tierhaltungsanlagen wirksam verhindert. Darüber

hinaus ist eine Freisetzung von Antibiotika nach der

Behandlung von Tieren, durch geeignete Maßnahmen

auszuschließen. Sie sind rechtlich festzuschreiben.

Sollte das Land keine eigene Grundlage für eine

landesrechtliche Regelung haben, ist durch die SPD-

Landtagsfraktion die Landesregierung aufzufordern

über eine Bundesratsinitiative tätig zu werden, durch

die eine Verringerung der resistenten Keime in den

Badeseen und der Antibiotikarückstände in den Trink-

wasserschichten Deutschlands zweifelsfrei erzielt wird.

Ist die Bundesratsinitiative nicht innerhalb von 2 Jahren

erfolgreich, fällt die Aufgabe auf die Landesregierung

zurück.

Annahme

Innen- und Rechtspolitik
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Antrag 07/I/2018

SPD-OV Potsdam-Mitte/Nord

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Verbesserung des Sicherheitsempfindens in der

Potsdamer Bevölkerung

 

Die SPD-Stadtverordneten werden aufgefordert, sich in

der Stadtverordnetenversammlung der Landeshaupt-

stadt Potsdam für die Bildung einer Arbeitsgruppe mit

Fachleuten aus Ordnungs-, Polizei- und Baubehörden

Annahme
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Antrag 08/I/2018

Jusos Potsdam

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Initiative für eine tolerante und gewaltfreie Stadt

 

Wir fordern die SPD-Stadtfraktion auf, ein Programm

für eine gewaltfreie und tolerante Stadt zu entwickeln.

Zu den Maßnahmen im Rahmen dieses Programms

sollen unter anderem gehören:

Eine Kampagne ähnlich des Projekts „Luisa ist

hier!“ des Frauen-Notrufs Münster, um ins-

besondere Frauen und Mädchen, die sexuelle

Belästigung und/oder Gewalt erfahren, jederzeit

und überall einen niedrigschwelligen Zugang zu

Unterstützungsangeboten zu ermöglichen. Hierzu

gehört die Definition und Kommunikation eines

genderneutralen „Codewortes“ zur Anforderung

von Unterstützung sowie die entsprechende

flächendeckende Schulung des Personals in den

Geschäften, Kultur- und Gastronomieeinrichtun-

gen unserer Stadt. Geschäfte & Bars und Bars

sollten dementsprechend gekennzeichnet werden

und die Bekanntheit durch eine öffentliche Kampa-

gne gesteigert werden.

Annahme

Kommunalpolitik, Stadtentwicklung, Wohnen
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Antrag 04/I/2018

SPD-OV Potsdam-Mitte/Nord

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Annahme
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Soziale Infrastruktur vor Wohnungsbau!

 

Im SPD– Kommunalwahlprogramm 2014-2019 sind

viele wichtige Rahmenbedingungen für ein lebens-

und liebenswertes Potsdam für alle genannt. Der

Unterbezirksparteitag möge beschließen, dass sich der

SPD-Unterbezirksvorstand in enger Zusammenarbeit

mit der SPD-Fraktion dafür einsetzt, dass überprüft

wird, inwiefern diese Rahmenbedingungen erfüllt sind

beziehungsweise wie diese realisiert werden können.

In der baulichen Entwicklung neuer Kieze und neuer

Stadtteile ist daher darauf zu achten, dass die sozia-

le, kulturelle, Bildungs- und Erziehungs- sowie die

gewerbliche und breitensporttaugliche Infrastruktur

verbindlich vorausgeplant und schon vor Beginn der

eigentlichen Wohnungsbaumaßnahmen geschaffen

werden.

Es ist unserer sozialdemokratischer Anspruch, das

Vertrauen der Menschen, die sich bewusst für ein

Leben in Potsdam entschieden haben oder in Zukunft

noch entscheiden werden, in unsere Kompetenz für die

Gestaltung einer wachsenden Stadt zu rechtfertigen.

Wir wollen lebens- und liebenswerte Quartiere schaf-

fen, die Sicherheit, Lebendigkeit, kurze Wege und eine

vorausschauende soziale und räumliche Infrastruktur

für Alle bieten.

Das gelingt uns, wenn wir bei der Planung und Schaf-

fung neuer Sozialräume gegenüber den Auftraggebern

und Bauherren verbindlich darauf drängen, bereits im

Vorhinein die nötige Infrastruktur in ausreichendem

Maße einzuplanen, herzustellen und zu finanzieren.

Um dies sicherzustellen:

• sind durch die LH Potsdam alle möglichen und in

Frage kommenden Potenzialflächen festzustellen

und baurechtlich zu sichern!

• sind vermehrt Projektvergaben, die sich nicht am

höchsten finanziellen Gebot, sondern am besten

konzeptionellen Angebot orientieren, auszuschrei-

ben!

• soll in wachsenden Stadtteilen der Aufbau von

Übergangsmodulbauten geprüft werden, die
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Antrag 20/I/2018

Siegfried deWitt, Margret deWitt, Florian Engels, Klara

Geywitz, Pete Heuer, Gerd Michelsen, Mike Schubert,

Manja Schüle, Sarah Zalfen

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Kommunale Wohnungspolitik für Potsdam

Der Unterbezirksvorstand beruft eine Arbeitsgruppe zum

Thema Wachstum und Wohnen in Potsdam ein. Ziel ist

die Erarbeitung politischer Handlungsempfehlungen für

die Potsdamer-Vertreter in den Fraktionen von Stadt,

Land und Bund auf dem Gebiet der Wohnungspolitik.

Das unten stehende Papier dient der Arbeitsgruppe als

Diskussionsgrundlage. Dem folgenden Unterbezirkspar-

teitag ist eine Beschlussvorlage zu unterbereiten.

 

Kommunale Wohnungspolitik für Potsdam

Die Potsdamer Bevölkerungszahl wird weiter steigen,

weil insbesondere Wohnungssuchende aus Berlin

ins Umland drängen und Potsdam attraktiv ist. Die

steigende Nachfrage lässt sich nicht unterbinden.

Aber sie lässt Bodenpreise und Mieten in dem Maße

steigen, wie das Angebot verknappt. Ein verlässliches

Instrument der Preisspirale entgegenzuwirken ist der

Bau von Wohnungen. Das allein genügt aber nicht. Wir

Annahme
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nehmen unsere besondere kommunalpolitische Ver-

antwortung wahr, das Wachstum zu steuern, um das

soziale Gleichgewicht in der Stadt nicht zu verlieren. In

den zurückliegenden Jahren hat Potsdam sein Stadtbild

in der Mitte Stück für Stück wiedergewonnen und tut

es weiter. In den nächsten Jahren steht eine verdichtete

Bebauung und die Entwicklung von Krampnitz im

Zusammenspiel mit der verkehrlichen Entwicklung im

Vordergrund, um ausreichend bezahlbare Wohnungen

für mittlere und niedere Einkommen, für  Familien

mit Kindern, Rentner und Studierende zu schaffen.

Die Stadt hat nur noch wenige eigene Bauflächen. Die

Wohnungspolitik muss deshalb auch in der Zusam-

menarbeit mit den Nachbarkreisen entwickelt werden.

1. Grundsätze und Ziele für die Wohnungspolitik

Wohnungspolitik hat zum Ziel, ein für alle Einkom-

men erschwingliches, preisgünstiges Wohnen in der

Stadt zu sichern. Das Thema Wohnen muss neben der

Konzentration auf den Bau neuer Wohnungen sowie

die Sanierung des Bestandes und die Mietpreise den

Fokus auf ausreichend soziale, kulturelle, technische

und wirtschaftliche Infrastruktur richten. Das erfordert

stets die gleichzeitige Integration von

• Kitas, Schulen, Jugendtreffs, ärztlicher Versorgung

• Räumen für Kommunikation, Kultur und Veran-

staltungen, Cafés, Gastronomie und öffentlichen

Erholungsflächen

• Erschließung und Verknüpfung mit dem ÖPNV,

möglichst schienengebunden

• Geschäften, Einkaufsmöglichkeiten

• einer guten Durchmischung von Wohnen und

Gewerbe

Wohnungsbau und Infrastrukturmüssen Hand in Hand

gehen. Dies gilt nicht nur für größere Neubaugebiete,

sondern auch für verdichtete Wohnbebauung in zen-

traleren Lagen.

Die entscheidende Voraussetzung für eine erfolgrei-

che Wohnungspolitik ist ausreichendes öffentliches

Eigentum der Kommune bzw. ihrer Gesellschaften

an Wohnbauflächen und Grundstücken. Der Woh-
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nungsbau muss in großem Umfang durch die eigene

städtische Gesellschaft und Genossenschaften erfol-

gen, die nach wohnungspolitischen Zielsetzungen

der Stadt arbeitet. Zugleich ist die Bereitstellung von

Flächen für den ÖPNV, Kitas, Schulen, Spielplätze,

Sportanlagen usw. vorzusehen.

Die Stadt muss als Satzungsgeberin neben der Ver-

wendung von Gewinnen aus der Bodenwertsteigerung

zur Finanzierung von Infrastrukturfolgekosten Vor-

gaben machen, in welchem Maß preisgünstiger

Wohnraum mit begrenzten Mieten, Flächen für beson-

derenWohnraumbedarf, insbesondere für Familienmit

Kindern usw. durch private Bauherren zu errichten sind.

Bei der Vergabe von städtischen Grundstücken darf

nicht länger das Höchstgebotmaßgeblich sein. Deshalb

sind Konzeptvergaben notwendig, die sozialpolitische

und städtebauliche Ziele vorgeben.

Der Erbbaurechtsvertrag eröffnet die Gestaltungs-

möglichkeit, wohnungspolitische Ziele weitgehend

unabhängig von der Finanzkraft des Wohnungssu-

chenden zu realisieren. Er soll Vorrang vor dem Verkauf

städtischer Grundstücke haben.

Bei der Überplanung von Grundstücken im Privat-

eigentum  ist  ein  kommunaler Zwischenerwerb

durchzusetzen. Den Grundstückseigentümern kann ein

finanzieller Anteil an der Wertschöpfung verbleiben,

um die Kooperationsbereitschaft zum Verkauf zu

fördern. Solche Verträge müssen vor der Aufstellung

entsprechender Bauleitpläne abgeschlossen werden,

das gilt insbesondere auch bei der Fortschreibung des

Flächennutzungsplans und dessen weitreichenden

Folgen.

Im Innenbereich soll die Möglichkeit der Verdichtung

durch Überbauung von Parkplätzen/Garagen und Ein-

zelhandelsgeschäften entwickelt werden. Dazu fördert

die Stadt die  Kooperation zwischen Gewerbebetrei-

benden, Anwohnern und Eigentümern.

Um  diese Ziele zu erreichen, sind weitere Maßnahmen

erforderlich.

Die Wohnungspolitik soll dazu beitragen, die not-

wendige Durchmischung unterschiedlicher Einkom-

mensgruppen wie z.B. Familien mit Kindern, Alten,

Seite 17



02.06.2018 IN POTSDAM

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

41

42

43

44

45

46

47

48

49

Studierende,… durch Festsetzungen im Bebauungsplan

zu steuern. Grundsätzlich muss verhindert werden,

dass vorhandene Bebauung ersetzt wird durch Baufor-

men, die ausschließlich von Menschen mit hohem bzw.

auch niedrigem Einkommen genutzt werden. Es sind

alle Maßnahmen zu vermeiden, die einen weiteren

Anstieg von Grundstückspreisen begünstigen, insbe-

sondere die Verknappung von Bauland.

Die Mietpreisbremse ist im Zusammenwirken mit

dem Land zu schärfen. Neben ihrer positiven Auswir-

kung auf Neubauvorhaben, muss die Begrenzung der

Mietsteigerungen im Wohnungsbestand durch den

Bund verschärft werden, um die gewünschten Effekte

tatsächlich zu erreichen.

Baugenehmigungsverfahren sind zu optimieren. Dem

Beispiel anderer Städte wie Münster kann gefolgt

werden, Bebauungspläne und wichtige Baugeneh-

migungen einer externen Qualitätskontrolle zu

unterziehen.

Vom Land ist der Aufbau von Bodenfonds zu fordern

sowie von Fonds für den sozialen Wohnungsbau.

Landes- und bundeseigene Grundstücke sollen an die

Kommune nicht nach dem Höchstpreisgebot sondern

unter Beachtung der Folgenutzung übertragenwerden.

Der Bund muss das gemeindliche Vorkaufsrecht ver-

bessern und weitere Voraussetzungen der Anwendung

schaffen, ein. preislimitiertes Vorkaufsrecht auszuüben.

Die Kriterien des § 34 BauGB sind zu erweitern (Anteil

sozialgebundener Wohnungen, Infrastruktur, Kosten).

Die Innenentwicklungsmaßnahme ist möglichst bald

einzuführen. Die Forderungen des Deutschen Städte-

tags werden unterstützt.

2. Die Situation in Potsdam

Das Bündnis für Wohnen ist gegründet. Die Bau-

landrichtlinie gestattet die Verwendung von 2/3 der

Bodenwertsteigerungen für Kita- und Grundschulplät-

ze sowie Sozialwohnungen.

Die Förderkulisse ist auf große Teile des Stadtgebie-

tes ausgeweitet. Die Wohnungsbauförderung als

Voraussetzung für die Errichtung von mietpreis- und

belegungsgebundenem Wohnraum wird in Anspruch
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genommen.

Der Flächennutzungsplan stellt Bauflächen dar, die

dem Bevölkerungswachstum bis ca. 2030 entsprechen

(ca. 16.000 Wohnungen, davon 80% Geschosswoh-

nungsbau, 10% Sonderformen, 8% Einfamilienhäuser).

Es ist wenig städtisches Bauland vorhanden. Für Lie-

genschaftsankäufe in sind 1 Mio. e im Doppelhaushalt

2018/2019 eingeplant.

Konzeptvergaben sind eher selten (Potsdamer Mitte,

Bornstedter Feld).

Die Pro Potsdam hat ca. 20 % des Wohnungsbestandes,

die Genossenschaften ebenfalls 20%. Die Pro Potsdam

baut ca. 400 Wohnungen im Jahr, so dass der Anteil

gehalten werden kann. Die Wohnungsbaugenossen-

schaften bauen weniger.

Insgesamt besteht in Potsdam eine gute und stabile

Einkommenssituation, die allerdings sozialräumlich

sehr unterschiedlich verteilt ist.

EinWohnungspolitisches Konzept besteht seit 2015, der

Wohnungsmarktbericht 2016 liegt vor. Ein Mietspiegel

ist vorhanden.

Die aktuelle Bevölkerungsprognose geht von 200.000

und mehr Menschen aus, die 2035 in Potsdam leben.

Vorhanden sind ca. 90.000 Wohnungen bei knapp

gegenwärtig ca. 180.000 Einwohnern.

Ca. 1.700 Haushalte (davon 1.000 Rentner) beziehen

Wohngeld.

Es besteht eine starke Wanderung in der Stadt, 12.000

Zuzüge, 10.000 Wegzüge in 2016. 12.000 innerstädti-

sche Umzüge. Die Durchschnittsmiete beträgt 7,50 e

im Bestand, bei Neuvermietung für Neubau 10,00 e.

Pro Potsdam/Genossenschaften im Bestand 6,50e.

Es sind ca. 4.000 Wohnungsberechtigungsscheine

ausgegeben, 75% für Zwei-Raumwohnungen, 3.000mit

Dringlichkeit.

 

3.Die nächsten Schritte
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Das Gespräch mit den Bürgern ist über die formellen

Verfahren hinaus zu verbessern. Bürger sollen ihre

Vorstellungen frühzeitig in die Planung einbringen.

Demokratisch getroffene ‚Entscheidungen sind zügig

umzusetzen.

Die Stadt hat zu wenig Bauflächen im Eigentum. Die

Sanierungsgebiete in der Innenstadt und im Entwick-

lungsgebiet „Bornstedter Feld“ sind im Wesentlichen

abgeschlossen, Krampnitz ist begonnen. Schon jetzt

soll die Stadt weitere Potenzialflächen identifizieren,

ggf. erwerben bzw. sichern und den Flächennutzungs-

plan überarbeiten.

Lücken in der Bebauung sind zu schließen. Ein Register 

der Potenzialflächen ist zu erstellen und fortzuschrei-

ben.

Flächen mit Garagenanlagen und Kleingärten sind

konfliktbeladen und zum Teil politisch umkämpft.

Während es Freizeit- und Kleingartenanlagen zu be-

wahren gilt, sollen Garagenstandorte hinsichtlich ihrer

Überbaubarkeit geprüft werden, ohne dass Stellplätze

verloren gehen.

Die Ursachen für die starke Wanderung sind zu unter-

suchen. Da faktisch Vollvermietung besteht und kein

Wohnungsleerstand, steigen die Mieten insbesondere

bei Neuvermietungen in Folge von Wanderungen.

Anreize für Rentner zumWohnungswechsel in kleinere

Wohnungen mit günstigen Mieten sollen geschaffen

werden.

Die Mietpreisbremse reduziert einerseits die Einnah-

men aus der Bestandsvermietung, bietet andererseits

genügend Anreiz im privaten Wohnungsneubau. Der

pro potsdam entgehen jedoch Investitionsmittel für

Wohnungsbau und Sanierung. Geplante Ausschüttun-

gen an den städtischen Haushalt sollten daher im Ver-

hältnis zur Aufgabe des Wohnungsneubaus auf den

Prüfstand. Der Bundesgesetzgeber soll die Mietpreis-

bremse nachschärfen: keine Mietanhebung über die

Vergleichsmiete.
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Antrag 02/I/2018

SPD-OV Potsdam-Mitte/Nord

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Zusammenhalt – unsere Stärke in Kontinuität und

Erneuerung

 

Die erfolgreiche Politik der SPD für Potsdam und seine

Menschen war und ist das Ergebnis guter Zusammen-

arbeit von Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten

in allen politischen Strukturen. Nur im Zusammenspiel

kann die Themen- und Interessenvielfalt unserer Partei

in die Gestaltung unserer Stadt einfließen. Unsere

gemeinsame Arbeit ist offen, abwägend und wert-

schätzend und zugleich effizient und produktiv. Sie ist

Garant dafür, Gestaltungsaufgaben gleichermaßenmit

fachlicher Professionalität und politischer Leidenschaft

anzugehen und zum Gelingen zu bringen.

In einer Situation, in der die strukturelle und inhaltliche

Erneuerung der SPD auf alle Ebenen der Partei ange-

gangen wird, bekräftigt der Unterbezirksparteitag die

lebendigen Strukturen der Potsdamer SPD und fordert

alle Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten auf,

gemeinsam diesen Prozess zu gestalten, unsere Schwä-

chen zu verbessern und unsere Stärken auszubauen.

Das heißt:

• Die Potsdamer SPD ist offen für neue Formen

der Partizipation. Bereits mit den Verfahren zur

Kandidatenfindung für die Bundestagswahl und

zur OB-Wahl wurden die Mitglieder umfänglich in

den wettbewerblichen Prozess einbezogen. Das

hat die Potsdamer SPD gestärkt.

• Transparenz erlaubt Mitbestimmung. Ein guter

Informationsfluss zwischen den politischen Ebe-

nen und Gremien der Potsdamer SPD sorgt für

eine gute Politik für die Stadt. Transparente und

gut abgestimmte innerparteiliche Verfahren bei

der Besetzung von Ämtern und Mandaten garan-

tieren Sachkompetenz und gute Vernetzung an

den richtigen Stellen. Mit der Zeit eingeschliffene

Annahme
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oder ermüdete Kommunikationswege sind immer

wieder zu überprüfen und zu verbessern.

• Die bundesweite SPD-Mitgliederbefragung im

April 2018 hat gezeigt, dass viele Mitglieder sich

mehr Kommunikation mit anderen Ortsvereinen

wünschen. Darum wollen wir die Kommunikation

im Unterbezirk, zwischen den Ortsvereinen und

mit unseren Mandatsträgerinnen und -trägern auf

kommunaler, Landes- und Bundesebene weiter

verstärken.

• Wir haben uns auch für die nächsten Jahre viel

vorgenommen und bekräftigen unseren Anspruch,

die führende politische Kraft in Potsdam zu sein.

Das bedeutet viel politische Arbeit, die auf vielen

Schultern zu verteilen ist. Wir nutzen dabei das Po-

tenzial unserer Mitglieder, vermeiden die Häufung

von Ämtern und setzen auf die gute Mischung

aus Erfahrung und personeller Erneuerung in allen

Gliederungen und Gremien der Partei.

• Der Zuspruch und die Stärkung, die die SPD Pots-

dam durch fast 200 neue Mitglieder in den letzten

eineinhalb Jahren erfahren hat, ist uns auch ein

Auftrag, Menschen bei ihrem Ziel zu unterstützen,

sich politisch einzubringen und sie gut und schnell

in die Parteiarbeit einzubinden. Hierfür sind ggf.

auch neue Formate zu entwickeln.

• Der gemeinsame Streit für sozialdemokratische

Ziele baut auf Geschlossenheit und Vertrauen.

Respektvoller Umgang miteinander und nach

Außen und Innen ist uns Gebot.
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Antrag 03/I/2018

SPD-OV Potsdam-Mitte/Nord

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Parität statt Quote

Die Delegierten des Unterbezirks Potsdam zum Landes-

parteitag der SPD Brandenburg, werden gebeten, den

satzungsändernden Antrag der Arbeitsgemeinschaft

sozialdemokratischer Frauen Brandenburg :

„In Paragraf 14 (3) der derzeit gültigen Satzung der SPD

Annahme
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Brandenburg wird der letzte Satz gegen den folgenden

ausgetauscht:

Männer und Frauen müssen paritätisch vertreten sein;

bei einer ungeraden Anzahl darf der Unterschied zwi-

schen Männern und Frauen nicht mehr als 1 betragen.“

zu unterstützen.

Der Unterbezirksvorstand wird beauftragt, ein in-

nerparteiliches Diskussionsforum mit dem Ziel zu

initiieren, die Parität auf allen Ebenen des Unterbezirks

einzuführen.

Der Unterbezirksvorstand wird beauftragt im Ergebnis

der Diskussion entsprechende satzungsändernde An-

träge für den nächsten Unterbezirksparteitag vorzube-

reiten und zur Abstimmung vorzulegen.

Umwelt-, Energie-, Verbraucher- und Verkehrspolitik
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Antrag 10/I/2018

Jusos Potsdam

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Solidarisches Bürgerticket für den Potsdamer ÖPNV

 

Die SPD-Fraktion der Stadtverordnetenversammlung

wird aufgefordert das System eines Solidarischen Bür-

gertickets für den öffentlichen Nahverkehr in Potsdam

zu prüfen. Konkret bedeutet ein solidarisches Bürger-

ticket ein verpflichtender monatlicher Beitrag für die

Finanzierung des Nahverkehrs. Im Gegenzug sind al-

le Bürger der Stadt Potsdam berechtigt den öffent-

lichen Nahverkehr ticketfrei zu nutzen. Die solidari-

sche Finanzierung würde eine erhebliche Entlastung

für einkommensschwache Familien darstellen. Gerade

für junge Menschen in Ausbildung stellt die Bezahlung

des Auszubildenden-Tickets eine erhebliche finanziel-

le Belastung da. Die Prüfung sollte folgende Aspekte

beinhalten: Rechtliche Rahmenbedingungen, mögliche

Mehrbelastung des ÖPNV, Kostenbeteiligung von Bür-

gern außerhalb Potsdams, sowie die Verrechnung mit

dem Studententicket.

Annahme
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Antrag 11/I/2018

Jusos Potsdam

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Kampagne für Klima- und Umweltschutz

Die Landtagsfraktion wird gebeten, das SPD geführte

Umweltministerium aufzufordern, eine Kampagne

aufzulegen, in der handlungsorientiert das Thema

Klimaschutz und der eigene Beitrag hierfür im Mittel-

punkt steht.

In der Kampagne sind anhand von Positivbeispielen die

Themen

– regionale Mobilität,

– klimafreundlicher ÖPNV,

– alternative Energie- undWärmeversorgung,

– ökologische Landwirtschaft,

– Erhaltung von Naturräumen,

– Ökosystemdienstleistungen

– Ernährung,

– Wohnen und

– Konsumverhalten

aufzugreifen und nachvollziehbar aufzubereiten.

In der Kampagne sollen die vielfältigen sozioökologi-

schen Interaktionen Beachtung finden.

Ziel der Kampagne ist es, ein Bewusstsein dafür zu

schaffen, dass Klimaschutz kein Selbstzweck ist, son-

dern der Umwelt und damit schließlich wieder uns

Menschen und unserer Gesundheit zu Gute kommt. Im

besten Fall wird mit der Kampagne ein fachlicher Aus-

tausch und weitere Ideenfindung für eine progressive

Umweltpolitik initiiert.
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Antrag 12/I/2018

Jusos Potsdam

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Erneuerung der SPD durch Einbringung ökologi-

scher Themen

Der SPD-Landesvorstand wir gebeten, ein ökologi-

sches Leitbild für die Partei zu entwickeln. Das Leitbild

soll als Selbstverpflichtung dazu führen, dass durch

Vermeidung von Materialverschwendung (vor allem

Papier und Müll), durch Verwendung von recycelten

Papier und umweltfreundlichen Materialen für Drucke,

Flyer, Stifte, Taschen etc. eine Reduktion des eigenen

ökologischen Fußabdrucks erfolgt. Im Leitbild ist das

Thema einer ökologisch verträglichen Verpflegung bei

Parteiveranstaltungen aufzugreifen.

Annahme
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Antrag 14/I/2018

SPD-OV Potsdam-Stern/Drewitz/KSF

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Mobil ohne Auto – Günstige VBB-Tickets für Berlin

und Brandenburg

 

Die Brandenburger Landesregierung wird dazu aufge-

fordert, gemeinsammit der Landesregierung Berlin und

dem Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg in Verhand-

lungenüber die EinführungeinesVerkehrstickets zu tre-

ten, dass den Inhaber dazu berechtigt, für 365 e ganz-

jährig das gesamteVerkehrsangebot desVBB zunutzen.
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Antrag 15/I/2018

SPD-OV Potsdam-Stern/Drewitz/KSF

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Freie Fahrt für den 20-Minuten-Takt

 

Die Landesregierung wird aufgefordert, auf der Linie

Annahme
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leisten. Die hierfür notwendigen Fahrzeuge sind zum

Fahrplanwechsel 2019/20 bereitzustellen.
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Antrag 16/I/2018

SPD-OV Potsdam-Süd

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Die Energiewende in Brandenburg voranbringen

 

Die SPD Brandenburg fordert die Landesregierung auf,

durch verstärkte Förderung kleiner strom- und wärme-

erzeugender Biomasseheizungen die Energiewende in

Brandenburg voranzubringen.
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Antrag 17/I/2018

SPD-OV Potsdam-Süd

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Eine Zukunft für die Lausitz

 

Die SPD Potsdam empfiehlt der Landesregierung

Brandenburg, das Strukturwandelkonzept für das

Lausitzer Braunkohlerevier in Abstimmung mit dem

Bund und den Ländern zügig voranzutreiben und breit

zu diskutieren.

Dabei soll auch die wissenschaftliche Expertise des

Potsdamer Instituts für Klimafolgenforschung (PIK), des

Potsdamer Insituts für transformative Nachhaltigkeits-

forschung (IASS) und der BTU Cottbus-Senftenberg so-

wie der Universität Potsdam genutzt werden. Ergän-

zend sollten auch alternative Energietechnologien in

Betracht gezogenwerden. Dazu gehören u.a. die Tiefen-

Geothermie, Wasserkraft und Energiespeicheranlagen,

aber auch Mini-BHKW‘s, die u.a. im Bereich des SPD-

Ortsvereins Potsdam-Süd in der Stirling Technologie In-

stitut gGmbH erforscht werden.

Überweisung an UBV
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Antrag 18/I/2018

SPD-OV Potsdam-Süd

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen:

Wiedereröffnung der Stammbahn

 

Die SPD Potsdam empfiehlt der Landesregierung Bran-

denburg, im für 2019 zur Beschlussfassung vorgese-

henen Landesentwicklungsplan für die Hauptstadtre-

gion Berlin-Brandenburg einen besonderen Fokus auf

den Schienenverkehr zu legen und den Ausbau und die

Entwicklung des schienengebundenen ÖPNV zwischen

Potsdam, Potsdam-Mittelmark und Berlin noch stär-

ker zu beschleunigen. DieWiedereröffnung der Stamm-

bahn muß das Ziel sein.
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Antrag 21/I/2018

Jusos Potsdam

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

Auf Mikro-Apartmentboom reagieren, bezahlba-

ren studentischenWohnraum schaffen

Der Unterbezirksvorstand sowie die SPD-Stadtfraktion

Potsdam möge sich für mehr bezahlbaren studenti-

schen Wohnraum engagieren und folgende konkreten

Maßnahmen in die Wege leiten:

1. Bezahlbaren studentischen Wohnraum auch in

Innenstadtnähe schaffen!

Die Stadt Potsdammöge bei Flächen, die sich unmittel-

bar oder mittelbar in städtischer Hand befinden oder

bei denen die Stadt Potsdam über die Planungshoheit

verfügt, studentischen Wohnraum sowie das Studen-

tenwerk in besonderemMaße berücksichtigen.

2. 20 %-Ziel in Potsdam einhalten!

Um das 20 %-Ziel zu erreichen, muss sich die Stadt

Potsdam aktiv bemühen dem Studentenwerk Flächen

Annahme
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zur Verfügung zu stellen.

Um dem Studentenwerk die Errichtung dieses Wohn-

raums zu ermöglichen, möge sich die Stadt gegenüber

den Land aktiv um eine bessere Finanzierung von

studentischenWohnraum kümmern

• dem Studentenwerk diskriminierungsfreien Zugriff

auf Bundesmittel zu gewähren

• eine eigene Förderrichtlinie des Landes für studen-

tischenWohnraum oder andere Förderprogramme

• demStudentenwerk den Zugang zumKapitalmarkt

erlauben

• ein bundesweiter Hochschulsozialpakt
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Antrag 22/I/2018

Der Unterbezirksparteitag möge beschließen:

20 Prozent geförderter Wohnungsbau Am Brau-

hausberg

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, in der Gesell-

schafterversammlung der Stadtwerke Potsdam GmbH

den Verkauf der Grundstücke Am Brauhausberg gemäß

der Empfehlung des Aufsichtsrates zu genehmigen.

Dies unter der Voraussetzung, dass ein Anteil von

mind. 20 Prozent der entsprechend Bebauungsplan

entstehenden Wohnflächen als öffentlich geförderte

Wohnungen oder studentisches Wohnen entweder

vom Erwerber oder der kommunalen Wohnungsbau-

gesellschaft oder einem geeigneten Dritten, z.B. dem

Studentenwerk, gebaut werden.
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